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Editorial

<

der G20-Gipfel in Hamburg 
liegt hinter uns, politische 
„Nachbeben“ haben die Ge-
sellschaft erreicht, so auch in 
unserem Land. Im Nachhinein 
lässt sich trefflich streiten, 
was wann hätte besser ge-
macht werden können. Was 
mich, was uns alle in höchs-
tem Maß irritiert, nein, er-
schüttert hat, sind die gren-
zenlosen Gewaltexzesse. Ge-
walt gegen Sachen, gegen das 
Eigentum der Bürger ist schon 
nicht hinnehmbar, auch wenn 
die politischen Diskussionen 
und Rechtfertigungen der ver-
gangenen Jahrzehnte dies teil-
weise verharmlosten. Aber 
Gewalt gegen Menschen, ge-
gen die eingesetzten Kollegin-
nen und Kollegen von der Poli-
zei, das ist verabscheuungs-
würdig und kriminell. Wenn 
Brandsätze oder Steinplatten 
bei Polizeieinsätzen fliegen, 
gar noch von Dächern, dann 
stufe ich das als „versuchten 
Mord“ ein. Da helfen keine 
Ausflüchte, kein Ansatz an Le-
gitimation. Hier müssen der 
Staat und die Justiz mit aller 
Härte und Konsequenz han-
deln. Gewalttäter gehören vor 
die Gerichte, das sind wir un-
serem Gemeinwesen schuldig.

Ich zolle große Anerkennung 
und Respekt den Kolleginnen 
und Kollegen, die im Einsatz 
waren – gern und aufrichtig. 
Drei Tage Sonderurlaub sind 
das Mindeste und sicher auch 
nur ein symbolischer Akt. An 
dieser Stelle möchte ich mich 
bei der politischen Spitze im 
Land parteiübergreifend für 
die klaren und unmissver-
ständlichen Reaktionen be-
danken, allen voran bei Minis-
terpräsident Kretschmann 
und Innenminister Strobl.

Die Schlagzeilen in diesen Wo-
chen werden bestimmt von 
der Sorge, die Funktionsfähig-
keit des öffentlichen Dienstes 
aufrechterhalten zu können. 
Es fehlen Lehrer – nein, es gibt 
auch einen Bewerberüber-
hang. An den Grundschulen 

Liebe Kolleginnen, 
liebe Kollegen,
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Editorial

Ihr Volker Stich

wird es große Lücken geben, an den 
Gymnasien stehen Hunderte auf der 
Straße. In den Mangelbereichen wie 
Mathematik, Physik, Chemie oder Infor-
matik finden sich auch künftig keine 
Nachwuchskräfte. Zum Teil sind die 
jetzt zutage tretenden Verwerfungen 
vorhersehbar gewesen: Wenn das 
Grundschulstudium von sechs auf acht 
Semester erhöht wird, dann fehlt ein 
kompletter Jahrgang an Absolventen. 
Also keine Naturkatastrophe, sondern 
schon lange bekannt. Wenn mathema-
tisch-naturwissenschaftliche Gymnasi-
allehrer oder technische Fachlehrer an 
den Berufsschulen fehlen, dann finden 
die jungen Leute an anderer Stelle bes-
sere Bedingungen vor. Der Beamtensta-
tus und die familienverträglichen Be-
schäftigungsbedingungen sind ein 
Pfand, das attraktiv ist. Doch im Einzel-
fall wohl nicht so attraktiv, dass die 
Wirtschaft an Sogkraft verliert. 

Dringend angesagt ist ein Nachdenken, 
nein, mehr als nur Nachdenken: Die Be-
amtenbesoldung in Gänze steht gerade 
nach den berechtigten Verbesserungen 
im Tarifbereich auf dem Prüfstand. In 
Mangelsegmenten sollte ein Additum in 
den Blick genommen werden. In weiten 
Bereichen des öffentlichen Dienstes dro-
hen Lücken: Bei der Polizei ist die Zahl 
der Bewerberinnen und Bewerber von 
9 000 auf rund 2 000 gesunken, gleich-
zeitig will und muss das Land mehr aus-
bilden. In der Steuerfachverwaltung rei-
chen die Absolventen gerade hin. Wirt-
schaftskanzleien und Steuerberater zie-
hen zusätzlich selbst bewährte Kräfte 
ab. In der technischen Fachverwaltung, 
der Sozialverwaltung, in den Gesund-
heitsämtern fehlen Fachkräfte – Ent-
warnung nicht in Sicht! Zunehmend 
wird es schwieriger, junge, qualifizierte 
Nachwuchskräfte zu finden. 

Eine Kernforderung des BBW ist in Kon-
sequenz das Überarbeiten der Besol-
dungsstrukturen mit dem Ziel einer 
besseren Bezahlung. Die Warnleuchten 
dürfen nicht übersehen, nicht überfah-
ren werden. So ist die Eingangsbesol-
dung im mittleren Dienst inzwischen in 
baden-württembergischen Ballungs-
zentren keine 15 Prozent mehr über der 
Sozialhilfe, eine stringente Vorgabe des 
Bundesverfassungsgerichts wird in Ba-
den-Württemberg unterschritten. Für 
den BBW sind diese Fragen neben der 
Forderung nach Rücknahme der von 

Grün-Rot eingeführten 50-Prozent-Bei-
hilfe für Partner und im späteren Ruhe-
stand zentrale Schwerpunkte.

Die Einnahmen des Landes steigen stär-
ker als erwartet. Steuerschätzungen 
müssen auch für die kommenden Jahre 
nach oben korrigiert werden. Auch 
wenn das Damoklesschwert der Null-
verschuldung in 2020 droht, so beschert 
der Haushaltsüberschuss neue finanzi-
elle Spielräume. Folgerichtig werden 
Stelleneinsparbeschlüsse korrigiert, in 
der allgemeinen Verwaltung, den Regie-
rungspräsidien wie auch im Lehrerbe-
reich. Auch die Aufstockung der Einzah-
lungen für neu eingestellte Beamtinnen 
und Beamte auf 9 000 Euro per anno 
oder zusätzliche Zuführungen in den 
Pensionsfonds sind richtige und über-
fällige Entscheidungen. 

Die Bürger fordern so viel Staat wie nö-
tig. Dies gilt vor allem im Sicherheits- 
und Bildungsbereich. In Konsequenz 
wird mehr Personal vonnöten sein. Ob 
sich dies jedoch in den Ministerien wie-
derfinden muss, darf bezweifelt wer-
den. In den vergangenen zehn Jahren ist 
der Personalbestand im Landesdienst 
um 1,9 Prozent gestiegen, in den Minis-
terien um 10 Prozent. Seit dem grün-ro-
ten Regierungsantritt 2011 waren es in 
den Ministerien 15 Prozent. Sich auf-
drängende Schlussfolgerungen überlas-
se ich dem Leser.

Ich verbleibe mit meinen besten Grü-
ßen für die anstehende Sommerpause
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Spitzenpolitiker stellen sich im BBW-Landesvorstand kritischen Fragen der  
Delegierten

Allgemeines Verständnis für  
Begehrlichkeiten des BBW, doch:  
Für Taten plädieren letztlich nur die  
Oppositionsvertreter 
Spitzenvertreter der Landtagsfraktionen von Bündnis 90/Die Grünen, der CDU, SPD und der FDP 
haben sich am 12. Juli 2017 den kritischen Fragen des BBW-Landesvorstands gestellt. Alle Politiker 
bescheinigten den Beschäftigten im öffentlichen Dienst zwar, dass sie einen guten Job machten und 
dass man ihre Arbeit schätze. Die Forderung des BBW, neben der Rücknahme der abgesenkten Ein-
gangsbesoldung noch weitere Spareingriffe der Vergangenheit zu korrigieren, unterstützten ohne 
Einschränkungen nur die Abgeordneten der Opposition. 

„Geld hängt nicht auf den Bäu-
men“, wehrte Grünen-Frakti-
onschef Andreas Schwarz Be-
gehrlichkeiten wie die Korrek-
tur der 50-Prozent-Beihilfe für 
Partner und im späteren Ruhe-
stand ab. „Wir wollen die 
Schuldenbremse einhalten, 
sagte er und verwies auf die 
„Wohltaten“, die die grün-
schwarze Regierung im Dop-
pelhaushalt 2017/2018 plane. 
Man sehe den Bedarf beim 
Versorgungsfonds nachzubes-
sern und werde auch entspre-
chend handeln, sagte er. Un-
umwunden räumte Schwarz 
ein, dass das Stellenabbaupro-
gramm die Verwaltung ge-
schwächt habe. Deshalb werde 
man auch dieses, wie auch die 
Absenkung der Eingangsbesol-
dung, beenden. 

Auf den Vorhalt von BBW-Chef 
Volker Stich, dass bei der Ein-
gangsbesoldung im mittleren 
Dienst in Ballungsräumen das 
verfassungsrechtlich vorgege-
bene Abstandsgebot zur Sozial-
hilfe nicht mehr gegeben sei, 
reagierte Schwarz zwar verhal-
ten, sagte aber auch: „Klar, 
wenn die Verfassungsmäßig-
keit nicht gegeben ist, muss 
man etwas tun.“ Als möglichen 
Ansatzpunkt nannte er den 
„Familienzuschlag“.

CDU-Fraktionsvorsitzender 
Wolfgang Reinhart äußerte 
sich noch zurückhaltender. 
Man müsse die Zahlen genauer 
ansehen, erklärte er und ver-
wies darauf, dass man beim Fi-
nanzministerium die Meinung 
vertrete, das Abstandsgebot 
sei gewahrt. 

Auf die Beihilfeforderung des 
BBW eingehend, brachte auch 
er den Haushalt ins Spiel, 
sprach von einer Gesamtbe-
trachtung und verwies auf an-
steigende Versorgungslasten 
und die Versorgungsrücklage 
und erklärte schließlich: Zu ei-
ner Korrektur der Beihilfe kön-
ne man gegenwärtig weder ja 

noch nein sagen. Alles hänge 
zusammen.

Rainer Stickelberger, der ge-
meinsam mit SPD-Fraktions-
chef Andreas Stoch für die Sozi-
aldemokraten Position bezog, 
erklärte hingegen kurz und 
bündig: Der öffentliche Dienst 
könne bei der Besoldung mit 
der Privatwirtschaft nicht kon-
kurrieren. Deshalb sei die Rück-
nahme der Beihilfekürzung 
zwingend notwendig und auch 
finanziell möglich. Zudem 
sprach er sich für eine bessere 
Besoldung des mittleren 
Dienstes aus. FDP-Fraktions- 
Vize Ulrich Goll ließ es an Deut-
lichkeit nicht fehlen. Er forder-

te im Hinblick auf die sprudeln-
den Steuereinnahmen, umge-
hend die 50-Prozent-Beihilfe 
für Partner und im späteren 
Ruhestand zu korrigieren. Pro-
vokativ wandte er sich an die 
Vertreter der Regierungsfrakti-
onen und sagte: Hätte die 
schwarz-gelb geführte Regie-
rung unter Ministerpräsident 
Oettinger sich ähnlich wie die 
Nachfolgeregierungen gegen-
über der Beamtenschaft ver-
halten, dann hätte sie während 
der Finanzkrise den Beamtin-
nen und Beamten das Gehalt 
komplett streichen müssen. 

Die Position des BBW hatte 
eingangs BBW-Chef Volker 
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<< Spitzenvertreter der Landtagsfraktionen stellen sich den kritischen Fragen des BBW-Landesvorstands.
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Stich vertreten, bevor nach den 
Statements der Politiker die 
Delegierten des Landesvor­
stands das Wort hatten. Stich 
sprach von der Sorge um die 
Funktionsfähigkeit des öffentli­
chen Dienstes und wies war­
nend darauf hin, dass abgese­
hen vom Bildungsbereich in  
allen anderen Bereichen quali­
fizierte Nachwuchskräfte fehle. 
Mitverantwortlich machte er 
dafür die Spareingriffe der ver­
gangenen Jahre: „Der öffentli­
che Dienst hat für qualifizierte 
Berufseinsteiger an Attraktivi­
tät eingebüßt“, sagte Stich und 
verwies auf die Privatwirt­
schaft, die mit lukrativen Job­
angeboten Nachwuchskräfte 
locke. Zugleich würdigte er 
aber auch das Gesamtpaket 
rund um die Besoldungsanpas­
sung 2017/2018, auf das man 
sich nach zahlreichen konstruk­
tiven Gesprächen im gegensei­
tigen Einvernehmen mit der 
Landesregierung verständigt 
habe. Einschränkend merkte er 
allerdings dennoch an, dass die 
Rücknahme der abgesenkten 
Eingangsbesoldung überfällig 
gewesen sei. 

Die Vertreter der Regierungs­
fraktionen zeigten zwar Ver­
ständnis für die Sorge des BBW, 
zählten aber auch Punkt für 
Punkt auf, was Grün-Schwarz 
alles tue, um den öffentlichen 
Dienst attraktiv zu halten. Uni­
sono verwiesen Schwarz 
(Bündnis 90/Die Grünen) und 
Reinhart (CDU) auf die Ein­
gangsbesoldung, die Besol­
dungsanpassung, die Stellen­
hebungen, die Investitionen im 
Hochschulbereich, das Job-Ti­
cket und das umfassende An­
gebot des öffentlichen Diens­
tes zur Vereinbarkeit von Beruf 
und Familie. Zugleich räumten 
beide aber auch ein, dass man 
aufgrund der Konkurrenzsitua­
tion nachsteuern müsse.

SPD-Fraktionschef Andreas 
Stoch zeigte sich offen für die 
Forderungen des BBW, um der 
Nachwuchsproblematik zu be­
gegnen. Mahnend erklärte er, 
der Staat müsse sein Verhältnis 
zum öffentlichen Dienst über­

denken. Schließlich seien funk­
tionierende Strukturen die Vor­
aussetzung für eine funktionie­
rende Gesellschaft. Der Regie­
rung riet er deshalb eindring­
lich, sich nicht länger hinter al­
ten (Spar-)Beschlüssen zu ver­
schanzen. Grün-Schwarz habe 
fünf Milliarden in der Hinter­
hand, Geld, dass sie zumindest 
zum Teil dafür einsetzen sollte, 
damit der Rahmen stimmt. 

FDP-Fraktions-Vize Ulrich Goll, 
der letzte Redner zu diesem 
Themenkomplex, sprach von 
„Sonntagsreden“ seiner Vor­
redner, denen er nun auch 
noch seine hinzufügen wolle. 
Er erklärte, wer in den öffentli­
chen Dienst gehe, der wisse, 
dass er hier „kein Geld schef­
feln könne“. Deshalb sei es 
umso wichtiger, dass man die 
Beschäftigten bei der allgemei­
nen Einkommensentwicklung 
mitnehme. Aber gerade dies 
habe die Landesregierung den 
Beamtinnen und Beamten vor 
zwei Jahren verweigert, kriti­
sierte Goll und fügte auch noch 
hinzu: Er habe den Eindruck, 
man mache nur etwas, wenn 
es nicht mehr anders geht.

Die Fragerunde des Landesvor­
stands eröffnete BBW-Vize Kai 
Rosenberger mit einem kriti­

schen Rundumschlag. Er hielt 
nicht nur der aktuellen Lan­
desregierung, sondern auch 
den Vorgängerregierungen 
vor, dass von den Bekenntnis­
sen der jeweils zugehörigen 
Politiker zum öffentlichen 
Dienst samt Wertschätzung 
für die Beamtinnen und Beam­
ten im Alltag wenig übrig blei­
be. Zum Beleg verwies er auf 
die Eingangsbesoldung, mit 
deren Absenkung um vier Pro­
zent für den höheren Dienst 
Schwarz-Gelb begonnen habe. 
Grün-Rot habe dann noch 
obendrauf gesattelt, die Ab­
senkung der Eingangsbesol­
dung für den höheren Dienst 
auf acht Prozent angehoben 
und die vierprozentige Absen­
kung auf den gehobenen 
Dienst ausgeweitet. 

Auch wenn die abgesenkte Ein­
gangsbesoldung zum Beginn 
nächsten Jahres Geschichte ist, 
gibt sich Rosenberger mit den 
„Wohltaten“ im Zuge der Be­
soldungsanpassung 2017/2018 
bei Weitem nicht zufrieden, im 
Gegenteil. Vor den Spitzenver­
tretern der vier Landtagsfrakti­
onen appellierte er an Grün-
Schwarz, endlich die Lücke zu 
Bayern und dem Bund zu 
schließen. „Eine gute Verwal­
tung muss der Regierung Geld 

wert sein“, sagte Rosenberger 
und wies mahnend darauf hin, 
dass das Niveau der Beamten­
anwärter sinke, weil der öffent­
liche Dienst für Spitzenkräfte 
zusehends an Attraktivität ver­
liere.

Für seine Kritik und seinen Ap­
pell, mehr für die Attraktivität 
des öffentlichen Dienstes zu 
tun, erhielt Rosenberger viel­
fach Unterstützung aus dem 
Landesvorstand. Das Bündel an 
Forderungen reichte von zu­
sätzlichen Anwärterstellen bei 
der Polizei über allgemeine 
Stellenhebungen und eine hö­
here Besoldung für Grund­
schullehrer mit Zusatzqualifi­
kation bis hin zum Stopp jegli­
chen Stellenabbaus. 

Das Thema Bürgerversiche­
rung war schnell abgehandelt. 
Sowohl der Fraktionsvorsitzen­
de der Bündnisgrünen, Andre­
as Schwarz, wie auch Rainer 
Stickelberger von der SPD be­
kannten sich ohne Umschwei­
fe für diese einheitliche Kran­
kenversicherung für alle, die in 
den Reihen des BBW auf Ab­
lehnung stößt. Gegen die Bür­
gerversicherung sprachen sich 
hingegen der Christdemokrat 
Reinhart und der Liberale Goll 
aus.�
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<< Beim Thema Bürgerversicherung sind die Positionen klar: CDU-Fraktionschef Reinhart (links neben BBW-Chef 
Stich, rechts im Bild) und FDP-Vize Goll (links im Bild) sind dagegen, der Fraktionsvorsitzende der Bündnisgrünen 
Andreas Schwarz, SPD-Fraktionschef Andreas Stoch und sein Fraktionskollege Rainer Stickelberger (von rechts ne­
ben Reinhart) dafür.



13. Politisches Sommerfest

Gefragt war Harmonie – schwierige  
Themen wurden auf später vertagt
Das Sachsen-Urteil zur Beam-
tenbesoldung wird die Arbeit 
des BBW in den kommenden 
Monaten entscheidend mitprä-
gen. „Über dieses Urteil des 
Bundesverfassungsgerichts 
werden wir mit der Landesre-
gierung reden müssen“, sagte 
BBW-Chef Volker Stich und 
wandte sich dabei Finanzminis-
terin Edith Sitzmann zu, die 

beim Politischen Sommerfest 
des BBW den Ministerpräsiden-
ten vertrat. Doch diese wollte 
an diesem heißen Sommer-
abend im Garten der BBW-Ge-
schäftsstelle in Stuttgart dazu 
nicht Stellung beziehen. Ganz 
auf die neue Harmonie zwi-
schen BBW und der grün-
schwarzen Landesregierung 
abhebend, erinnerte sie lieber 

daran, was man im Rahmen 
der Besoldungsrunde 
2017/2018 miteinander er-
reicht habe und erklärte char-
mant in die Runde lächelnd: 
„Die schwierigen Themen ver-
tagen wir auf später.“

BBW-Chef Stich hingegen 
scheute sich nicht, in seiner Be-
grüßungsrede auch so schwie-

rige Themen wie das Sachsen-
Urteil und die daraus mögli-
cherweise erwachsenden Kon-
sequenzen anzusprechen. So 
wies er beispielsweise darauf 
hin, dass den BBW bereits die 
ersten kritischen Nachfragen 
erreichten, wie die zeitliche 
Verzögerung bei der Besol-
dungsanpassung 2017/2018 
vor dem Hintergrund dieses 
Urteils einzuordnen sei. Gleich-
zeitig betonte er aber auch, 
dass man mit dem Paket 2017 
gemeinsam mit der Landesre-
gierung eine gute Lösung für 
Baden-Württemberg gefunden 
habe. Die Landesregierung 
habe mit dieser Einkommens-
runde Signale gesetzt,  
Signale in Richtung Verbesse-
rung der Beamtenbesoldung, 
um im Bundesvergleich wieder 
in die Spitze zu kommen, ver-
merkte er anerkennend. Aller-
dings unterstrich Stich auch, 
dass im Hinblick auf die aktuel-
le Rechtsprechung eine gestaf-
felte zeitliche Verschiebung der 
Besoldung bei künftigen Ein-
kommensrunden wohl keinen 
Bestand mehr haben werde. 
Sich an die Finanzministerin 
wendend fügte er dann noch 
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hinzu: „Wir sollten umgehend 
nach der Sommerpause hierzu 
den Dialog aufnehmen, um 
eine gemeinsame Bewertung 
des Urteils vornehmen zu kön-
nen.“

Neben der Auswertung des 
Sachsen-Urteils hat sich der 
BBW mittelfristig noch einiges 
vorgenommen – im Dialog mit 
der Landesregierung und der 
Opposition, wie der BBW-Vor-
sitzende unterstrich. Als 
Schwerpunkte der kommen-
den Arbeit nannte er an erster 
Stelle den Attraktivitätserhalt 
beziehungsweise die Attrakti-
vitätsverbesserung der Ar-
beits- und Bezahlungsstruktu-
ren vor dem Hintergrund des 
Wettbewerbs um fähige Nach-
wuchskräfte. Dafür hält Stich 
eine „kleine Dienstrechtsre-
form“ für dringend erforder-
lich. Ein solches Reformpaket 
sollte nach den Vorstellungen 
des BBW die Rücknahme der 
50-Prozent-Beihilfe für Partner 
und später bei der Versorgung 
ebenso enthalten wie Korrek-
turen im Besoldungsgefüge, 
insbesondere bei der Eingangs-
besoldung des mittleren 
Dienstes, wo derzeit schon das 
vom Bundesverfassungsge-
richt vorgegebene Abstands-
gebot zur Sozialhilfe verletzt 
werde, aber auch in den End-
stufen, insbesondere des ge-
hobenen Dienstes. Zudem for-
dert der BBW Verbesserungen 
in den Feldern Mütterrente, 
Lebensarbeitszeitkonten und 
Wochenarbeitszeit.

Zu den Forderungen des BBW 
nahm Finanzministerin Sitz-
mann nicht Stellung. Dafür 
sprach sie von dem veränder-
ten Klima im Umgang mitein-
ander, der Wertschätzung für 
den öffentlichen Dienst und 
seine Beschäftigten und dass 
sie im Rahmen der Besol-
dungsrunde 2017/2018 „ihr 
Kässle“ gerne aufgemacht 
habe. Mit dem Hinweis auf die 
Haushaltsberatungen, in de-
nen man sich gegenwärtig be-
finde, vermerkte Sitzmann mit 
gewissem Stolz, dass man 
nicht nur zum dritten Mal 
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ohne neue Schulden auskom-
men werde, sondern auch in 
die Tilgung von Schulden ein-
steige. Dafür würden immerhin 
200 Millionen Euro in den 
Haushalt eingestellt.

Das Land stehe gut da, räumte 
die Finanzministerin ein. Un-
umwunden bescheinigte sie 
auch den Beamtinnen und Be-
amten in der Landes- und 
Kommunalverwaltung, dass sie 
daran den größten Anteil hät-
ten. Und erklärte: „Baden-
Württemberg wäre nicht so 
stark, wenn wir nicht eine so 
gut funktionierende Verwal-
tung hätten.“ Sie sprach von 
den Lehrern, „die sich abra-
ckerten, um die Kinder fit für 
die Zukunft zu machen“, der 
Polizei, „die sich für unsere Si-
cherheit und Freiheit krummle-
ge“, von den Beschäftigten der 
Finanzverwaltung, „die arbei-
teten, um fair gegenüber den 
Bürgern dafür zu sorgen, dass 
der Staat die Steuern erhält, 
die er braucht, um die Infra-
struktur eines funktionieren-
den Staatswesens für Bürger 
und Wirtschaft zu garantie-
ren“, spannte den Bogen weiter 
zu den Beschäftigten der allge-
meinen Verwaltung, „die dafür 
ackerten, das Staatswesen am 
Laufen zu halten“, und schließ-
lich bis zu den Richtern und 
Staatsanwälten, die rechts-
staatliche Verfahren garantier-
ten. Zur Besoldungsanpassung 
2017/2018 merkte Sitzmann 
an, sie freue sich, dass man 
dies miteinander mit der Ver-
ständigung zu dem Gesamtpa-
ket gut hinbekommen habe. 
Damit habe man die Teilhabe 
der Beamten und Versorgungs-
empfänger an der guten wirt-

schaftlichen Entwicklung si-
chergestellt. Zugleich warb sie 
aber auch dafür, dass man 
trotz sprudelnder Steuerein-
nahmen nicht alle Wünsche 
erfüllen könne. 

Es war das 13. Politische Som-
merfest, zu dem der BBW in 
diesem Jahr am 19. Juli einge-
laden hatte. Gekommen wa-
ren zum letzten Sommerfest 
unter der Ägide von BBW-Chef 
Volker Stich namhafte Vertre-
ter aus Politik, Verwaltung, 
Wirtschaft, Gesellschaft und 
Wissenschaft, darunter neben 
Finanzministerin Edith Sitz-
mann (Grüne) auch Innenmi-
nister Thomas Strobl (CDU), 
Landwirtschaftsminister Peter 
Hauk (CDU), Justizminister 
Guido Wolf (CDU), Staatsse-
kretärin Bärbl Mielich (Grüne) 
aus dem Sozialministerium 
und Staatsekretär Volker 
Schebesta (CDU) aus dem  
Kultusministerium. Die Land-
tagsfraktionen waren unter 
anderem vertreten durch Grü-
nen-Fraktionschef Andreas 
Schwarz, den CDU-Fraktions-
vorsitzenden Wolfgang Rein-
hart, SPD-Fraktionschef  
Andreas Stoch und den FDP-
Fraktionsvize Jochen Hauß-
mann. Zu den Gästen aus der 
Spitze der Verwaltung zählten 
die Ministerialdirektoren Jörg 
Krauss, Elmar Steinbacher und 
Hubert Wicker sowie Landes-
polizeipräsident Gerhard Klot-
ter. Aus den Bereichen Wirt-
schaft, Gesellschaft und Wis-
senschaft waren es unter an-
derem Frau Professor Dr. Gise-
la Färber von der Deutschen 
Universität für Verwaltungs-
wissenschaften in Speyer, der 
ehemalige SWR-Intendant Pe-
ter Voß und Wilfried Krawin-
kel, der Landesvorsitzende des 
Steuerzahlerbunds, die der 
BBW-Chef namentlich begrüß-
te. Darüber hinaus auch Ro-
main Wolff, Präsident der CESI 
Akademie Europa in Brüssel, 
aus „der eigenen Familie“ den 
Zweiten Vorsitzenden des 
dbb, Willi Russ, und die stell-
vertretenden dbb Vorsitzen-
den Thomas Eigenthaler und 
Ulrich Silberbach.�



Zuführung zum Versorgungsfonds für Beamtenpensionen

BBW spricht von richtigem Signal, 
hält Vorsorge aber für zu gering
Der BBW – Beamtenbund Tarifunion (BBW) begrüßt den Vorschlag der Haushaltskommission, die 
Vorsorge des Landes für die Beamtenpensionen zu erhöhen. BBW-Chef Stich spricht von einem 
richtigen Signal, hält den veranschlagten Betrag jedoch für zu gering. Der Bund lege für seine jungen 
Beamtinnen und Beamten gestaffelt jährlich bis zu 13 000 Euro zurück. Baden-Württemberg täte gut 
daran, sich an der Regelung des Bundes zu orientieren, sagte der BBW-Vorsitzende am 17. Juli 2017 
in Stuttgart. 

Für gut, richtig und längst 
überfällig hält Stich hingegen 
den Vorschlag, künftig auf die 
Streichung von Lehrerstellen zu 
verzichten. Aufgrund der ver-
mehrten Aufgabenbereiche, so 
auch durch die größere Hetero-
genität der Schüler und eine 
gestiegene Anspruchshaltung 
der Eltern, arbeiteten die Leh-
rerinnen und Lehrer bereits 
heute am Limit, erklärte der 
BBW-Vorsitzende.

Nach dem Willen der Haus-
haltskommission sollen ab 
2020 für neu eingestellte Be-
amtinnen und Beamte 750 
Euro pro Monat an den Versor-
gungsfonds fließen, für neu ge-
schaffene Stellen in der Lan-
desverwaltung erhöht sich die-
ser Beitrag auf 1 000 Euro mo-
natlich. Darüber hinaus sollen 
in den Jahren 2018/2019 dem 
Versorgungsfonds zusätzlich 
120 Millionen zu den monat-
lich 500 Euro zugeführt wer-
den, die gegenwärtig für jede 
neu eingestellte Beamtin und 
jeden neu eingestellten Beam-
ten zurückgestellt werden. 

Auch diese zusätzliche Zufüh-
rung von 120 Millionen Euro in 
den Versorgungsfonds hält der 
BBW-Vorsitzende für zu gering. 
Er erinnert in diesem Zusam-
menhang an die Regierung Oet-
tinger, die seinerzeit eine halbe 
Milliarde Euro in den Versor-
gungsfonds eingebracht hat.

Abgesegnet hat die Kommissi-
on auch den bereits angekün-

digten Plan, den Stellenabbau 
bei den Regierungspräsidien zu 
stoppen. Das Abbauprogramm 
stammte noch von der Regie-
rung Mappus und war damals 
zunächst für eine Laufzeit von 
fünf Jahren beschlossen wor-
den. Grün-Rot hatte an dem 
Stellenabbauprogramm zwar 
festgehalten, aber in Anbe-
tracht der gestiegenen Aufga-
ben, insbesondere durch den 
Flüchtlingszustrom, die Lauf-
zeit bis 2020 verlängert. Jetzt 
soll es vollständig aufgehoben 
werden.

Die Haushaltskommission tag-
te am 16. Juli 2017, um Schwer-
punkte für den Doppeletat 
2018/2019 zu setzen. 

<< Eckpunkte zum  
Doppelhaushalt stehen

Die Eckpunkte zum Doppel-
haushalt hatte das Kabinett 
bereits Anfang Juni beschlos-
sen und dabei die Schwerpunk-
te auf Sanieren, Konsolidieren 
und Investieren gesetzt.

Danach stehen in den Jahren 
2018 und 2019 zusätzlich ins-
gesamt 381 Millionen Euro für 
strukturelle Maßnahmen in 
wichtigen Zukunftsfeldern wie 
Digitalisierung, Naturschutz 
und innere Sicherheit zur Ver-
fügung. Darüber hinaus sehen 
die Eckpunkte 200 Millionen 
Euro pro Jahr für einmalige 
Mehrausgaben vor. Finanzmi-
nisterin Edith Sitzmann hatte 
in diesem Zusammenhang dar-

auf hingewiesen, dass die 
Mehreinnahmen, die sich aus 
der Mai-Steuerschätzung erge-
ben, zum weitaus größten Teil 
für den Abbau der Verschul-
dung am Kreditmarkt bezie-
hungsweise für den Abbau der 
impliziten Verschuldung ge-
nutzt werden müssten.

Für 2018 und 2019 weist die 
mittelfristige Finanzplanung 
ein Defizit von 1,081 Milliarden 
Euro und von 1,855 Milliarden 
Euro aus. Die Landesregierung 
hat entschieden, es zu einem 
Teil mithilfe von einmaligen 
Überschüssen aus den Vorjah-
ren auszugleichen. „Um die 
Schuldenbremse ab 2020 sou-
verän einhalten zu können, 
dürfen wir uns aber nicht auf 
die Überschüsse verlassen“, so 
Sitzmann. Deshalb will die Lan-
desregierung im Doppelhaus-
halt 600 Millionen Euro lang-
fristig konsolidieren. Nicht zu-
letzt nach den Konsolidie-
rungen im laufenden 

Jahr sei das eine Herausforde-
rung, räumt die Finanzministe-
rin ein. Dennoch ist sie über-
zeugt, dass jede weitere Kon-
solidierung zwar nicht einfach, 
aber machbar ist.

Die Verpflichtung, Steuer-
mehreinnahmen weitgehend 
für die Tilgung expliziter wie 
impliziter Schulden zu verwen-
den, ist durch eine Verordnung 
zur Landeshaushaltsordnung 
vorgegeben. Dass dies so ist, 
hat Grün-Rot durch eine Ände-
rung der entsprechenden Ver-
ordnung vorgegeben. Nach 
den Eckpunkten belaufen sich 
die Tilgungsmittel im Jahr 
2018 auf 1,056 Milliarden 
Euro, im Jahr 2019 auf 1,336 
Milliarden Euro.�
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Vom BBW-Regierungsbezirksverband Freiburg veranstaltet 

Podiumsdiskussion mit Kandidaten zur  
Bundestagswahl 2017
Kandidaten zur Bundestags-
wahl 2017 aus den Wahlkrei-
sen des Regierungsbezirks  
Freiburg haben am 7. Juli 2017 
gemeinsam mit BBW-Chef Vol-
ker Stich in Freiburg im Rah-
men einer Podiumsdiskussion 
die Themenbereiche „Innere  
Sicherheit“, „Gewalt gegen  
Beschäftigte des öffentlichen 
Dienstes“, „Nachwuchsproble-
matik“ und „Flüchtlingszu-
strom“ erörtert. Geleitet  
wurde die Diskussion vom Vor-
sitzenden des Bezirksverbands 
Baden der Deutschen Zoll- und 
Finanzgewerkschaft (BDZ), 
Wolfgang Kailer (im Bild 
rechts). �

Erfolgreiche Verfassungsbeschwerden zur Besoldung in Sachsen –  
alles andere offen

Freistaat muss jetzt die Gehälter  
nachbessern
Das Bundesverfassungsge-
richt hat mit Beschluss vom 
23. Mai 2017 Regelungen des 
Sächsischen Besoldungsge-
setzes aus den Jahren 2008 
und 2009 für unvereinbar mit 
Art. 33 Abs. 5 GG und Art. 3 
Abs. 1 GG erklärt. Der Frei-
staat Sachsen muss jetzt 
nachbessern. Dieses Urteil 
wird bei künftigen Besol-
dungsanpassungen in Baden-
Württemberg zu berücksich-
tigen sein. Der BBW hat dies-
bezüglich bereits Kontakt mit 

dem Finanzministerium auf-
genommen. 

Der Freistaat Sachsen hatte 
zum 1. Januar 2008 zwar die 
Angleichung der Ostbesol-
dung an das Westniveau für 
Beamte der Besoldungsgrup-
pen bis A 9 vollzogen. Doch 
die abgesenkte Ostbesol-
dung für die Besoldungsgrup-
pen ab A 10 aufwärts lief erst 
zum 1. Januar 2010 aus. Dar-
über hinaus wurde im Jahr 
2008 für die Beamten der Be-

soldungsgruppen A 10 auf-
wärts die Übertragung des 
Tarifergebnisses um vier Mo-
nate hinausgeschoben. Bei-
des hat das Bundesverfas-
sungsgericht jetzt beanstan-
det.

Nach der Entscheidung des 
Zweiten Senats fehlt es hin-
sichtlich beider Maßnahmen 
insbesondere an einem sach-
lichen Grund für die Benach-
teiligung der Beamten der 
Besoldungsgruppen A 10 

aufwärts gegenüber den Be-
amten bis zur Besoldungs-
gruppe A 9. Mit der Entschei-
dung der Karlsruher Verfas-
sungsrichter wird der Gesetz-
geber verpflichtet, spätes-
tens bis zum 1. Juli 2018 für 
die Jahre 2008 und 2009 eine 
verfassungskonforme Neure-
gelung zu treffen.

Im Verfahren vor dem 
Bundesverfassungsgericht 
hatte der dbb Stellung ge-
nommen.�

©
 B

BW

<< An der Diskussion beteiligten sich (von rechts, sitzend): Prof. Dr. Lothar Schuchmann (Die Linke), WK Waldshut; 
Matern von Marschall MdB (CDU), WK Freiburg; BBW-Chef Volker Stich; Dr. Christoph Hoffmann (FDP), WK Lörrach 
– Müllheim; Dr. Johannes Fechner MdB (SPD), WK Emmendingen – Lahr; Ulrich Martin Drescher (Bündnis 90/ 
Die Grünen), WK Waldshut. Veranstalter der Podiumsdiskussion war BBW-Regierungsbezirksverband Freiburg.
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Inklusion 

Landesregierung reißt die Pflichtquote 
Mit vorläufig 4,89 Prozent erreicht das Land Baden-Württemberg nicht die 
im Sozialgesetzbuch IX (SGB IX) verankerte Pflichtquote von fünf Prozent 
und bleibt vom selbst auferlegten Ziel von sechs Prozent in der Beschäf-
tigung schwerbehinderter Menschen weit entfernt. Trotz bereits einge-
rechneter Werkstattaufträge muss das Land jetzt eine Ausgleichsabgabe 
zahlen. 

Aufgrund der teilweise verspä-
teten und falschen Rückmel-
dungen einzelner Ressorts 
könnte zudem mit Zahlungen 
von zusätzlichen Säumniszu-
schlägen zu rechnen sein. Ein 
Armutszeugnis für das Land 
und die Landesregierung, heißt 
es vielerorts. Es wird befürch-
tet, dass die Quote auch für 
2017 weiter sinkt.

Die jetzt öffentlich geworde-
nen Zahlen sprechen eine an-
dere Sprache als die Texte, die 
man unter der Überschrift „Ini-
tiative Inklusion“ auf den Inter-
netseiten des Sozialministeri-
ums lesen kann. Dort heißt es, 
dass mehr Ausbildungs- und 
Arbeitsplätze für schwerbehin-
derte Menschen geschaffen 
werden sollen. Um den 
schwerbehinderten Menschen 
eine bessere Teilhabe am Ar-
beitsleben zu ermöglichen, 
habe das Bundesministerium 
für Arbeit und Soziales die 
Richtlinie „Initiative Inklusion“ 
beschlossen. Diese sei Teil des 
Nationalen Aktionsplanes der 
Bundesregierung zur Umset-
zung der UN-Behinderten-
rechtskonvention.

Ein wesentlicher Schwerpunkt 
dieser Initiative ist die Schaf-
fung neuer Arbeitsplätze in 
den Dienststellen des Landes 
wie auch bei den Kommunen 
in Baden-Württemberg.

Menschen mit Beeinträchti-
gungen erfahren allerdings 
über ihre Vertrauenspersonen 
bei allen Dienststellen im Lan-
de, dass es sich bei diesen Vor-
haben bisher nur um Lippenbe-
kenntnisse handelt. 

Obwohl Vertrauenspersonen 
rechtlich gesehen in ihrer 
Funktion ein eigenständiges 
Organ sind und weder Weisun-
gen des Arbeitgebers noch des 
Personalrats unterliegen, wer-
den sie häufig übersehen oder 
ihre Arbeit mit Geringschät-
zung bedacht. Das trägt nicht 
zu einem konstruktiven Mitei-
nander bei. 

Der Vorsitzende der Arbeitsge-
meinschaft der Schwerbehin-
dertenvertretungen bei den 
obersten Landesbehörden Ba-
den-Württemberg (AGSV BW) 
und Mitglied im BBW, Roger 
Hahn, führt dazu aus, dass ihm 
immer wieder verschiedentlich 
berichtet werde, dass die Betei-
ligungsrechte der Vertrauens-
personen nicht ausreichend 
gewahrt oder sogar ignoriert 
werden. Manche Vertrauens-
personen würden auch als An-
hängsel des Personalrats gese-
hen.

Roger Hahn hat mehrfach an 
höchster Stelle darauf hinge-
wiesen, dass die Beschäfti-
gungsquote von Menschen mit 

Behinderung beim Land seit 
Jahren sinkt. Man hätte recht-
zeitig auf ihn hören sollen, 
sagen jetzt viele.

Beim BBW ist ein „Arbeitskreis 
Behindertenrecht“ eingerich-
tet. Ihm gehören Mitglieder 
der einzelnen Fachgewerk-
schaften und der Verbände des 
BBW an.

Auch Fachgewerkschaften im 
BBW wie beispielsweise BTB
komba haben diese Thematik 
schon viele Jahre auf ihrer 
Agenda und vielfach im politi-
schen Raum thematisiert. Lei-
der bisher ohne Erfolg.

Der Begriff der Inklusion wird 
oftmals inflationär benutzt, 
häufig nicht verstanden und 
teilweise bewusst oder fahrläs-
sig falsch ausgelegt, sagen Insi-
der. So weist beispielsweise 
das Ministerium für Kultus, Ju-
gend und Sport als Konsequenz 
des Nichterreichens der Quote 
in seinem Geschäftsbereich da-
rauf hin, dass künftig vermehrt 
auch Aufträge an Werkstätten 
für behinderte Menschen zu 
vergeben seien. Ferner wird ge-
beten, dass die Möglichkeit der 
Doppelanrechnung behinder-
ter Menschen, deren Teilhabe 
am Arbeitsleben aus in ihrer 
Person liegenden Gründen be-
sonders erschwert ist, zu prü-
fen sei. 

Diese Vorschläge zeugen für 
Hahn von großer Hilflosigkeit 
und Unkenntnis der Materie. 
Scheinbar wolle man nun mit 
Rechentricks die Fehler der Ver-
gangenheit kaschieren. Mit In-

klusion habe all dies jedenfalls 
nichts zu tun. Die Lösung wäre 
ganz einfach: mehr schwerbe-
hinderte Menschen einstellen 
als ausscheiden. Ziel der Lan-
desregierung müsse die Stär-
kung der Rechte schwerbehin-
derter Menschen im ersten Ar-
beitsmarkt sein, insbesondere 
im öffentlichen Dienst des Lan-
des sowie natürlich auch auf 
kommunaler Ebene.

Derzeit sind über 11 700 Men-
schen mit Behinderung in der 
Landesverwaltung von Baden-
Württemberg beschäftigt. Hin-
zu kommen Tausende weitere 
Beschäftigte auf kommunaler 
Ebene.

Bis vor Kurzem waren die Ver-
trauenspersonen bei den Land-
kreisen noch Einzelkämpfer, 
wenn es um die Rechte von 
Menschen mit Beeinträchti-
gungen ging. Auf Initiative des 
Arbeitskreises Behinderten-
recht und der Gewerkschaft 
BTBkomba und tatkräftige Un-
terstützung der Mitglieder bei-
der Gremien konnte die Grün-
dung des Sprengels der Ver-
trauenspersonen bei den Land-
kreisen erreicht werden. Zwi-
schenzeitlich sind der Sprengel 
und die AGSV BW eine enge 
Zusammenarbeit eingegangen, 
die in den nächsten Jahren 
noch weiter vertieft werden 
wird.

Für alle, die sich für die Rechte 
von Menschen mit Behinderun-
gen einsetzen, steht fest: Es wird 
künftig verstärkt Aufgabe der 
Gewerkschaften sein, die Um-
setzung der Inklusion auch auf 
dem öffentlichen Arbeitsmarkt 
zu überwachen und der Politik 
auf die Finger zu schauen.

Thomas Maier,  
stellvertretender  

Landesvorsitzender  
BTBkomba, Mitglied AK  

Behindertenrecht des BBW 

©
 M

EV



>
D

er
 ö

ff
en

tl
ic

he
 D

ie
ns

t 
in

 B
ad

en
-W

ür
tt

em
be

rg

12

BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | Juli/August 2017

Mit der Spitze von Staats-, Finanz- und  
Innenministerium zu …

… vertraulichem  
Gedankenaustausch  
zusammengetroffen
Spitzenvertreter des BBW ha-
ben sich am 27. Juni 2017 im 
Staatsministerium mit Staats-
minister Klaus-Peter Muraws-
ki, dem Chef der Staatskanzlei, 
den Ministerialdirektoren Jörg 
Krauss (Finanzministerium) 
und Julian Würtenberger 
(Innenministerium) zu einem 
vertraulichen Gedankenaus-
tausch getroffen. Im Verlauf 
des Gesprächs erörterte man 

die Themenbereiche Nach-
wuchsgewinnung, die BBW-
Forderungen zur Beihilfe, zur 
Notwendigkeit einer „kleinen 
Dienstrechtsreform“ und zu 
Lebensarbeitszeitkonten, so-
wie die freiwillige Weiterar-
beit über die Pensionsgrenze 
hinaus. Das nächste Gespräch 
wurde für den 14. November 
2017 terminiert.  
�
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<< An der Unterredung im Staatsministerium teilgenommen haben (von 
links): Staatsminister Klaus-Peter Murawski; Ministerialdirektor Jörg 
Krauss; BBW-Chef Volker Stich; BBW-Vize Kai Rosenberger; Ministerial
direktor Julian Würtenberger; BBW-Justiziarin und Geschäftsführerin 
Susanne Hauth; BBW-Vize Joachim Lautensack. 

Die Zahlen des Statistischen Landesamts belegen

Das Land und die Kommunen  
haben ihr Personal aufgestockt
Das Land und die Kommunen haben ihr Personal aufgestockt. Das belegen 
die Zahlen des Statistischen Landesamts. 

Nach Angaben der Behörde 
waren zum Stichtag 30. Juni 
2016 rund 562 000 Personen 
im öffentlichen Dienst Ba-
den‑Württembergs beschäf-
tigt. Dies entspricht einem An-
stieg von 7 825 Personen im 
Vergleich zum Vorjahreszeit-
punkt (+1,4 Prozent). Mit gut 
4 350 Personen entfällt mehr 
als die Hälfte davon auf die 
Teilzeitbeschäftigung. Damit 
hat sich die Zahl der Teilzeitbe-
schäftigten um weitere zwei 
Prozent erhöht und belief sich 
Ende Juni 2016 auf 219 705 Be-
schäftigte. Daraus ergibt sich 
ein geringfügiger Anstieg der 
Teilzeitquote auf knapp über 
39 Prozent. Auch der Anteil der 
Frauen im öffentlichen Dienst 
in Baden‑Württemberg nahm 
im Jahr 2016 auf fast 62 Pro-
zent mit annährend 348 000 
Personen (+7 490 Personen 

oder 2,2 Prozent) zu. Rund 
313 500 Personen beziehungs-
weise knapp 56 Prozent aller 
Beschäftigten im öffentlichen 
Dienst waren im Landesbereich 
tätig (+2 020 Personen oder 0,6 
Prozent). Darunter waren 
259 775 Personen beim Land 
(Kernhaushalt und Landesbe-
triebe) beschäftigt. Das sind 
1 275 Personen beziehungswei-
se 0,5 Prozent mehr als im Jahr 
zuvor. Über 71 Prozent oder 
184 850 Personen davon waren 
im Beamtendienstverhältnis. 
Damit stieg ihre Zahl nach ei-
ner Pause erneut geringfügig 
um 595 Beamte (+0,3 Prozent) 
an. Die Zahl der beim Land be-
schäftigten Arbeitnehmer 
nahm im Jahr 2016 ebenfalls 
um 680 Personen (+0,9 Pro-
zent) zu und hat 74 925 Perso-
nen betragen, was einem An-
teil von rund 29 Prozent aller 

Beschäftigten des Landes ent-
spricht. Im kommunalen Be-
reich waren zum Stichtag 
30. Juni 2016 fast 232 100 Per-
sonen beschäftigt. Davon wa-
ren annährend 191 500 Perso-
nen in den Kernhaushalten der 
Gemeinden und Gemeindever-
bände, rund 16 500 in Eigenbe-
trieben, knapp 15 500 in kom-
munalen Krankenhäusern so-
wie über 8 600 (darunter 
Zweckverbände: 7 145) in 
rechtlich-selbstständigen öf-
fentlich-rechtlichen Einrichtun-
gen tätig. Insgesamt waren so-
mit gut 41 Prozent aller Be-
schäftigten des öffentlichen 
Dienstes in Baden‑Württem-
berg im kommunalen Bereich 
beschäftigt. Im Vergleich zum 
Vorjahreszeitpunkt ist ein deut-
licher Zuwachs von 2,5 Prozent 
(+5 690 Personen) zu verzeich-
nen. Dieser Personalanstieg ist 

vor allem auf den Personalauf-
bau im Bereich „Tageseinrich-
tungen für Kinder“ sowie „Sozi-
ale Einrichtungen (ohne Ein-
richtungen der Jugendhilfe)“ 
zurückzuführen. Bei den Kin-
dertageseinrichtungen wurde 
das Personal im Jahr 2016 um 
weitere fünf Prozent (+1 820 
Personen) auf knapp 38 400 
Beschäftigte aufgestockt. Die 
Zahl der Beschäftigten der sozi-
alen Einrichtungen (ohne Ein-
richtungen der Jugendhilfe) 
stieg gegenüber 2015 um rund 
21 Prozent (+1 365 Personen) 
auf 7 780 Beschäftigte.

Die Sozialversicherungen un-
ter Landesaufsicht beschäftig-
ten zum 30. Juni 2016 insge-
samt 16 630 Personen, darun-
ter 1 555 Beamte. Damit ent-
fielen auf den Bereich Sozial-
versicherung weniger als drei 
Prozent der Beschäftigten im 
öffentlichen Dienst in Ba-
den‑Württemberg.�
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LBV führt neues Beihilfeabrechnungssystem ein

Neue Technik für schnellere Bearbeitung 
Die Zahl der beim Landesamt für Besoldung und Versorgung (LBV) einge-
henden Beihilfeanträge nimmt immer mehr zu. Damit eine zügige Bearbei-
tung auch künftig garantiert werden kann, führt das LBV das neue Beihilfe-
AbrechnungsSystem Plus = BABSY+ ein. 

Das System BABSY+ wird ab 
Oktober 2017 schrittweise ein-
geführt und voraussichtlich ab 
März 2018 im Einsatz sein. 
Dank der neuen Technik wird 
eine schnellere Bearbeitung 
der Beihilfeanträge möglich.

<<  Was ist BABSY+?

BABSY+ bezeichnet ein elektro-
nisches System, welches die 
Beihilfebearbeitung unterstüt-
zen soll. Der Gesamtprozess 
besteht aus drei Bereichen:

>> Im ersten Schritt werden die 
Beihilfeanträge digitalisiert, 
das heißt, die Daten, die bis-
her manuell von Sachbear-
beiterinnen und Sachbear-

beitern eingegeben wurden, 
werden nun maschinell aus-
gelesen und einem elektroni-
schen System zur Weiterver-
arbeitung übergeben. 

>> Damit kann im zweiten 
Schritt das Prüfsystem eine 
Vorprüfung der Daten mit 
den eingereichten Rechnun-
gen und Belegen vornehmen.

>> Im Abrechnungssystem er-
folgt als drittem Schritt die 
Festsetzung und Auszahlung 
der Beihilfe.

Für Beihilfeberechtigte ändert 
sich bei der Antragsstellung 
der Beihilfe nichts. Sie können 
ihren Beihilfeantrag, wie ge-

wohnt, per Post versenden 
oder online über das Kunden-
portal stellen. 

<< Bearbeitungszeiten  
während der Einführung 
von BABSY+

Mit Beginn der Einführung des 
Verfahrens, also ab Oktober 
2017, kommen viele neue Her-
ausforderungen auf die Mitar-
beiterinnen und Mitarbeiter 
des LBV zu. Trotz vorausschau-
ender Planung kann es deshalb 
dennoch vorkommen, dass sich 
die Bearbeitung der Beihilfean-
träge zeitweise, insbesondere 
im Zeitraum von September 
bis November 2017, verzögert. 
Dafür bittet das LBV um Ver-

ständnis. Im Endausbau soll 
das System zu einer Verkür-
zung der Bearbeitungszeiten 
führen.

Wie wichtig die Umstellung 
auf das neue Verfahren ist, be-
legt der stetige Anstieg der 
Beihilfeanträge. So wurden 
zum Beispiel im Jahr 2016 ge-
genüber dem Jahr 2015 circa 
100 000 Anträge mehr von den 
Mitarbeiterinnen und Mitar-
beitern des LBV bearbeitet. Das 
ist eine Steigerung von rund 
zehn Prozent. Auch in den 
kommenden Jahren rechnet 
die Behörde mit weiter stei-
genden Eingängen von Beihil-
feanträgen. Da der alte viersei-
tige Antragsvordruck LBV 301 
mit dem neuen System nicht 
mehr verarbeitet werden kann, 
bittet das LBV darum, nur noch 
den aktuellen doppelseitigen 
Vordruck LBV 301 (Stand 
04/16) zu verwenden.�

„Vier-Augen-Gespräch“ mit Justizminister Guido Wolf

Im Fokus: die Situation im Justizbereich
Im vertraulichen Dialog haben 
BBW-Chef Volker Stich und der 
Justizminister des Landes, Gui-
do Wolf, am 24. Juli 2017 so-

wohl die allgemeine Situation 
auf deutscher Ebene wie auch 
insbesondere die Situation im 
Justizbereich des Landes Ba-

den-Württemberg erörtert. 
Die anstehende Bundestags-
wahl sei nicht zu prognostizie-
ren, so die übereinstimmende 
Bewertung durch Justizminis-
ter Wolf und den BBW-Vorsit-
zenden.

Zufrieden zeigte sich der Justiz-
minister angesichts der jüngs-
ten Entscheidungen der Koaliti-
onspartner in der Stellenfrage. 
Sein Ressort habe zwar nicht 
alle Wünsche erfüllt bekom-
men, er sei jedoch mit den be-
schlossenen Neustellen zufrie-
den. So erhalte er für den Straf-
vollzug 151 Stellen, zusätzlich 
26 Justizwachtmeisterstellen 
und 90 Stellen des höheren 
Dienstes, dementsprechend 
auch Richter- und Staats
anwaltsstellen.

Die Notariatsreform steht laut 
Justizminister kurz vor der 
Vollendung. Zum 1. Januar 
2018 soll demnach das neue 
System laufen. Justizminister 
Wolf räumte ein, dass es bis 
zum heutigen Tag schwer ge-
wesen sei, drohende oder ent-
standene Friktionen für die 
Beteiligten zufriedenstellend 
zu lösen. Er habe aber den Ein-
druck, dass das Ministerium 
inzwischen bis auf wenige 
Ausnahmen für die betroffe-
nen Beschäftigten in den No-
tariaten zufriedenstellende 
Lösungen gefunden habe. 
Dem Justizminister war es 
wichtig, in diesem Zusammen-
hang seinen Dank den betei-
ligten Gewerkschaften unter 
dem Dach des BBW auszuspre-
chen.�
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<< Trafen sich zu einem Vier-Augen-Gespräch: BBW-Chef Volker Stich und 
Justizminister Guido Wolf (links).



> BBW – Beamtenbund Tarifunion

> BBW Magazin | Juli/August 2017

zz Was ist neu oder anders 
bei MS Windows 10/ 
Auffrischung der Kenntnisse 
in MS Word und Excel

B 2017 B341 GB vom 27. bis 
29. September 2017 in Königs-
winter. 

Das Seminar wendet sich an Se-
nioren oder Personen, die bald in 
den Ruhestand treten, die von 
Windows 7 oder 8 auf Windows 
10 umgestiegen sind oder einen 
neuen Computer mit dem Be-
triebssystem Windows 10 erwor-
ben haben. Sie erfahren, was bei 

Windows 10 neu oder anders ist 
bzw. durch Updates verbessert 
wurde und erhalten Antworten 
auf Ihre Fragen zu diesem The-
ma. 

Wir zeigen Ihnen auch, wie Sie 
Ihren PC mit Ihrem Smartphone 
u. a. Geräten synchronisieren, 

auf „OneDrive“ kostenlos Datei-
en ablegen sowie verwalten und 
mit der Microsoft-Sprach-Assis-
tentin „Cortana“ den Computer 
steuern können. 

Auffrischung der Kenntnisse in 
den MS-Programmen Word und 
Excel 

Seminarangebote im Jahr 2017
In Zusammenarbeit mit der dbb akademie führt der BBW – Beamtenbund Tarifunion im Jahr 2017 
folgende verbandsbezogene Bildungsveranstaltungen durch:

BBW-Landesfrauenvertretung tagte in Stuttgart

Im Fokus: Führungspositionen für Frauen
Wie kriegt man Frauen in Füh-
rungspositionen und geht dies 
auch in Teilzeit? Das war eines 
der zentralen Themen, mit 
dem sich die Frauenvertreterin-
nen aus den Mitgliedsgewerk-
schaften des BBW am 11. Juli 
2017 bei der Landesfrauenta-
gung beschäftigt haben. 

Die Tagung fand im Hause des 
BBW in Stuttgart statt und so 
war es für BBW-Chef Volker 
Stich selbstverständlich, dass 
er als Hausherr die Frauenver-
treterinnen nicht nur begrüßte, 
sondern sie auch ausführlich 
über die Aktivitäten der Lan-
desleitung in den zurückliegen-
den Monaten informierte. Er 
erläuterte, wie es aufgrund 
zahlreicher Gespräche mit den 
Spitzen des Staats-, Finanz- 

und Innenministeriums mög-
lich wurde, sich mit der Landes-
regierung nicht nur über die 
Besoldungsanpassung 
2017/2018 zu verständigen, 
sondern obendrein über ein 
Maßnahmenpaket, zu dem die 
Rücknahme der abgesenkten 
Eingangsbesoldung und der 
Baden-Württemberg-Bonus als 
Ausgleich für die im Tarifbe-
reich eingeführte neue Stufe 
zählen. 

Landesfrauenvertreterin Heidi 
Deuschle hat anhand einer Po-
werpoint-Präsentation die Ar-
beit der BBW-Landesfrauen-
vertretung dokumentiert und 
auch das Netzwerk zur dbb 
bundesfrauenvertretung und 
anderer Organisationen aufge-
zeigt. Sie unterstrich die Be-

deutung von Gesprächen mit 
den frauenpolitischen Spreche-
rinnen der etablierten Partei-
en. Im Dialog ließen sich die 
anstehenden Themen an die 
richtigen Stellen transportie-
ren, sagte Deuschle. Zudem 
wies sie darauf hin, dass es sich 
ebenfalls lohne, zu bestimm-
ten Landtagsdrucksachen Stel-
lung zu nehmen.

Mit dem Hinweis auf die dies-
jährige Fachtagung der dbb 
bundesfrauenvertretung in 
Berlin, die sich mit dem „diskri-
minierungsfreien Fortkommen 
im öffentlichen Dienst“ be-
schäftigt hat, griff Deuschle ei-
nes der wichtigsten Themen 
für Frauen auf. Wie kriegt man 
Frauen in Führungspositionen, 
trotz Unterbrechungen in der 

Erwerbsbiografie und Teilzeit-
arbeit wegen Familien- oder 
Pflegezeiten? Die Hürden seien 
hoch, darüber waren sich die 
Frauenvertreterinnen einig. Sie 
wiesen darauf hin, dass Frauen 
meist nicht mehr in der Lage 
sind, die „Ausfallzeiten“ auf-
grund von Familien- und Pfle-
gezeiten aufzuholen. Insge-
samt sparten sie nicht mit Kri-
tik, insbesondere aber pranger-
ten sie an, dass die öffentliche 
Verwaltung aufgrund entspre-
chender Beurteilungssysteme, 
die von einer männlichen Prä-
senzkultur geprägt seien, keine 
Chancengleichheit zulasse. 
Hier sei ein Umdenken drin-
gend erforderlich. 

Heidi Deuschle,  
BBW-Landesfrauenvertreterin
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>> Word: Erstellen von Dokumen-
ten, Vorlagen, Glückwunsch-
karten bis hin zu Serienbriefen, 
einschließlich Einfügen von 
Tabellen, Bildern usw. 

>> Excel: Erstellen von Tabellen, 
deren Inhalte einfach aktuali-
siert werden können. Wir be-
fassen uns hier u. a. mit den 
Grundrechenarten sowie der 
Seitenformatierung und der 
Verwendung der Tabellen in 
anderen Programmen.

Jedem Teilnehmer steht ein PC-
Arbeitsplatz zur Verfügung, der 
Internetzugang hat. 

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 132 Euro

zz Gesundheitsmanagement: 
Gesund und fit bei der  
Büroarbeit 

B133 GB vom 29. September bis 
1. Oktober 2017 in Königswinter.

In diesem Seminar wird speziell 
auf das „persönliche Gesund-
heitsmanagement“ bei der täg-
lichen Büroarbeit eingegangen. 
Es geht dabei um Stress und um 
wirksame Methoden, diesen zu 
vermeiden bzw. zu bewältigen. 
Weiterhin wird auf die schützen-
de und stressreduzierende Wir-
kung von Entspannung, Sport 
und Bewegung eingegangen und 
in der praktischen Anwendung 
geübt. Weitere Übungen und 
Tipps für den Hals-, Schulter- und 
Rückenbereich runden dieses Se-
minar ab.

Wochenendseminar

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

zz Berlin-Seminar im Oktober: 
„Politik live am Original-
tatort erleben“

B 128 GB vom 4. bis 
6. Oktober2017 in Berlin.

Vorträge und Besuche mit 
staatspolitischem Inhalt stehen 
im Mittelpunkt der Veranstal-
tung. 

15 Teilnehmerplätze
Teilnehmerbetrag:
Für Mitglieder 180 Euro 
(Nichtmitglieder 360 Euro) 

zz Persönlichkeits
management:  
Lotusblüteneffekt – mit 
Achtsamkeit gelassen und 
handlungsfähig bleiben

B233 GB vom 15. bis 17. Oktober 
2017 in Königswinter.

Achtsamkeit ist der Megatrend 
für die nahe Zukunft. Mit Acht-
samkeit kann ein Lotusblüten-
effekt erzielt werden. Die Lotus-
blüte lässt Stoffe durch, die sie 
stärken und ihr guttun. Schädli-
ches perlt an ihr ab. Bei diesem 
Seminar können die Teilnehmer 
erfahren, wie sie mit Achtsam-
keit und Reflexion diesen Effekt 
erzielen können. So können sie 
herausfordernde Arbeitssituati-
onen gelassener angehen, An-
forderungen klarer einteilen 
und mehr Energie für Wesentli-
ches freisetzen. Es wird vermit-
telt, Stärkendes und Schädliches 
klarer zu unterscheiden sowie 
den inneren Antreiber kennen-
zulernen und diesen klarer 
einzusetzen. Außerdem  
werden Techniken trainiert, die 
die Selbstwirksamkeit steigern, 
um auch in schwierigen Situati-
onen gelassen zu reagieren  
und die Handlungsfähigkeit zu 
sichern.

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

zz Tarifpolitik

B231 GB vom 22. bis 24. Oktober 
2017 in Königswinter.

Dieses Seminar richtet sich vor 
allem an Kolleginnen und Kolle-
gen, die sich für Arbeitnehmer-
fragen (Tarifrecht) interessieren.

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

zz EDV-Schulung – Film- und 
Videobearbeitung

B243 GB vom 5. bis 7. November 
2017 in Königswinter. 

Dieses Seminar richtet sich an In-
teressierte, die aus ihren priva-
ten Videoaufnahmen „vorzeig-
bare“ Filme erstellen möchten. 
Neben den vielen Möglichkeiten 
der Vertonung soll insbesondere 
der professionelle Schnitt auch 
mit den vielfältigen Möglichkei-
ten von Überblendtechniken er-
lernt werden. 

15 Teilnehmerplätze 
Teilnehmerbeitrag:  
Für Mitglieder 132 Euro

zz Gesundheitsmanagement 

B 362 GB vom 19. bis 20. Novem-
ber 2017 in Königswinter. 

In diesem Seminar können die 
Teilnehmer ihr „persönliches Ge-
sundheitsmanagement“ erler-
nen. Als zentrale Punkte stehen 
dabei die Fragen – Umgang mit 
und Bewältigung von Stress – 
Richtige Ernährung – Bewegung 
und Sport – im Mittelpunkt. Zu-
dem üben Sie sich zu entspan-
nen, erfahren hautnah die Be-
deutung von Sport und Bewe-
gung und lernen, warum Ernäh-
rung und Wohlbefinden viel mit-
einander zu tun haben.

15 Teilnehmerplätze
Teilnehmerbeitrag: 
Für Mitglieder 132 Euro

Über unser Seminarangebot hin-
aus bieten wir auch die Möglich-
keit, über „Voucher“ Seminare der 
dbb akademie zu buchen. Mit die-
sen Gutscheinen besteht die Mög-
lichkeit, vergünstigt an Seminaren 
des offenen Programms der dbb 
akademie teilzunehmen. Interes-
senten informieren sich auf der 
Homepage der dbb akademie 
(www.dbbakademie.de) bei 
den Seminaren im „offenen Pro-
gramm“ (Kennbuchstabe „Q“ vor 
der Seminarnummer) und fragen 
dann beim BBW nach, ob für diese 
Veranstaltung Voucher zur Verfü-
gung stehen. Unabhängig von 
dem im Seminarprogramm veröf-
fentlichten Teilnehmerbeitrag ver-
ringert sich dieser durch die Inan-
spruchnahme des Vouchers auf 
132 Euro.
Mit diesem neuen Angebot wol-
len wir unseren Mitgliedern die 
Möglichkeit einräumen, zu ver-
günstigten Teilnehmergebühren 
von dem vielseitigen Seminar
angebot der dbb akademie  
Gebrauch zu machen. 
Alle Seminare sind auch für 
Nichtmitglieder offen. Der Teil-
nehmerbeitrag beträgt bei Nicht-
mitgliedern das Doppelte des 
ausgewiesenen Betrages.
Anmeldungen können nur über 
die Landesgeschäftsstellen der 
Mitgliedsverbände des BBW ent-
gegengenommen werden. Diese 
halten Anmeldeformulare bereit. 
Eine unmittelbare Anmeldung bei 
der dbb akademie ist nicht mög-
lich. Anmeldeformulare sowie un-
ser Seminarprogramm finden Sie 
auch im Internet unter www.bbw.
dbb.de. Darüber hinaus verweisen 
wir auf die weiteren von der dbb 
akademie angebotenen Semina-
re, die Sie im Internet unter 
www.dbbakademie.de finden.
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Der Beamtenbund:
Spitze für den öffentlichen Dienst.

Der BBW Beamtenbund Tarifunion ist die starke
Gewerkschaftsvertretung für Ihre Interessen und 
Ihre Rechte. Solidarisch, kompetent und erfolgreich.
Werden Sie jetzt Mitglied in Ihrer Fachgewerkschaft
– wie mehr als 140.000 Beamte im Südwesten.

Am Hohengeren 12 . 70188 Stuttgart
Telefon 0711/16876 - 0 . Telefax 0711/16876 -76
E-Mail bbw@bbw.dbb.de . Internet www.bbw.dbb.de

BBW – weil Stärke zählt.
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